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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 
Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Heimkehrer (Heimkehrer- 
gesetz) vom 19. Juni 1950 (BGBl. S. 221) in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zuzu- 
stimmen; 

2. zur Änderung des § 10 Absatz 2 des Heimkehrergesetzes (Nr. 8) 
folgende Entschließung anzunehmen: 

Soweit die Änderung der Gesetzesbestimmung dazu führt, 
daß Heimkehrer ihre Berufsausbildung nicht abschließen 
können, soll von den Möglichkeiten des § 28 a (Beseitigung 
unbilliger Härten) weitgehend Gebrauch gemacht werden; 
dies insbesondere in den Fällen, wo Heimkehrer in wirt- 
schaftlich schlechter Lage bei guter Eignung in der Aus- 
bildung zu einem Beruf stehen, in welchem nach Abschluß 
der Ausbildung ausreichende Beschäftigungsmöglichkeiten 
gegeben sind. 


Bonn, den 20. September 1951 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen 

Pohle Massoth 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Ergänzung und Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 1950 (BGBl. S. 221) 

- Nr. 2387 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des 26. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 
19. Juni 1950 (BGBl. S. 221) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 
1950 (BGBl. S. 221) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


1. ( 1 ) In § 1 Absatz 3 werden hinter dem 
Wort „Staatsangehörigkeit“ die Worte 
„oder in ursächlichem Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen“ eingefügt 
und die Worte „sofern die Internierung 
nicht wegen nationalsozialistischer Be- 
tätigung im Ausland erfolgt ist“ ge- 
strichen. 

(2) In § 1 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

(4) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatzes 1 gelten ferner Deutsche, die 
im Gebiet des Deutschen Reiches, aber 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und 
Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 
19. Juni 1950 (BGBl. S. 221) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für 
Heimkehrer (Heimkehrergesetz) vom 19. Juni 
1950 (BGBl. S. 221) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. (1) In § 1 Absätze 1 bis 3 werden hinter 
dem Wort „Bundesgebiet“, die Worte 
„oder im Lande Berlin“ eingefügt. 

(2) In § 1 Absatz 3 werden hinter dem 
Wort „Staatsangehörigkeit“ die Worte 
„oder in ursächlichem Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen“ eingefügt 
und die Worte „sofern die Internierung 
nicht wegen nationalsozialistischer Be- 
tätigung im Ausland erfolgt ist“ ge- 
strichen. 

(3) In § 1 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

(4) Als Heimkehrer im Sinne des 
Absatzes 1 gelten ferner Deutsche, die 
im Gebiet des Deutschen Reiches nach 
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Entwurf 

außerhalb des Bundesgebietes, mehr 
als zwölf Monate interniert 
waren, sofern sie innerhalb von zwei 
Monaten nach der Entlassung im Bun- 
desgebiet Aufenthalt genommen haben 
oder nehmen oder in Berlin (West) 
eingetroffen sind oder ein- 
treffen und im Anschluß 
daran ohne schuldhaftes 
Zögern im Bundesgebiet 
befugt Aufenthalt genom- 
men haben oder nehmen. 
Deutsche, die in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder im sowjetischen Sek- 
tor von Berlin interniert waren, gelten 
als Heimkehrer nur, wenn sie nach dem 
30. November 1949 entlassen, wegen 
einer drohenden Gefahr für Leib und 
Leben oder die persönliche Freiheit 
ordnungsgemäß in das Bundesgebiet 
aufgenommen worden sind und in der 
sowjetischen Besatzungszone oder dem 
sowjetischen Sektor von Berlin durch 
ihr Verhalten oder durch ihre Tätig- 
keit nicht gegen die Grundsätze der 
Menschlichkeit oder demokratischer 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben. 
Die Frist von 2 Monaten verlängert 
sich für diese Internierten auf 6 Mo- 
nate. 

(3) In § 1 wird als Absatz 5 eingefügt: 

(5) Auf Internierte, die als Haupt- 
schuldige oder Belastete im Sinne der 
in den Ländern des Bundesgebietes er- 
lassenen Vorschriften zur Befreiung 
des deutschen Volkes vom National- 
sozialismus und Militarismus anzu- 
sehen sind oder deren Gewahrsam auf 
einer Verurteilung wegen einer straf- 
baren Handlung beruhte, die nach 
den im Bundesgebiet geltenden deut- 
schen Strafgesetzen ein Verbrechen 
ist, findet dieses Gesetz keine An- 
wendung. 

(4) Der bisherige Absatz 4 wird Ab- 
satz 6. In Absatz 6 werden die Worte 
„nach den Absätzen 1 bis 3“ durch die 
Worte „nach den Absätzen 1 bis 4“ er- 
setzt. 

(5) Als Absatz 7 wird folgendes ange- 
fügt: 

( 7 ) Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
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dem Stand vom 1. Januar 1938, aber 
außerhalb des Bundesgebietes oder 
des Landes Berlin interniert waren, 
sofern sie innerhalb von 2 Monaten 
nach der Entlassung im Bundesgebiet 
oder im Lande Berlin Aufenthalt 
genommen haben oder nehmen. 
Deutsche, die in der sowjetischen Be- 
satzungszone oder im sowjetischen 
Sektor von Berlin interniert waren, 
gelten als Heimkehrer nur, wenn sie 
nach dem 30, November 1949 ent- 
lassen und mehr als 12 Monate inter- 
niert waren, wegen einer drohenden 
Gefahr für Leib und Leben oder die 
persönliche Freiheit ordnungsgemäß 
in das Bundesgebiet oder in das Land 
Berlin aufgenommen worden sind 
und in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder dem sowjetischen Sektor 
von Berlin durch ihr Verhalten oder 
durch ihre Tätigkeit nicht gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder 
demokratischer Rechtsstaatlichkeit ver- 
stoßen haben. Die Frist von 2 Mo- 
naten verlängert sich für diese Inter- 
nierten auf 6 Monate. 


entfällt 


(4) Der bisherige Absatz 4 wird Ab- 
satz 5. In Absatz 5 werden die Worte 
„nach den Absätzen 1 bis 3“ durch die 
Worte „nach den Absätzen 1 bis 4“ 
ersetzt. 

(5) Als Absatz 6 wird folgendes ange- 
fügt: 

(6) Der Bundesminister für Arbeit 
kann im Einvernehmen mit dem 
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desminister für Vertriebene und dem 
Bundesminister der Finan- 
zen Richtlinien über den Nachweis 
und die Bescheinigung der Heimkehrer- 
eigenschaft erlassen. 

2. Hinter § 1 wird folgender § 1 a einge- 
fügt: 


§ 1 a 


In anderen als den in § 1 Absätze 1 
bis 4 genannten besonders begrün- 
deten Fällen kann der Bundesminister 
für Arbeit mit Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen und des 
Bundesministers für Vertriebene an- 
erkennen, daß bestimmte Personen- 
gruppen als Heimkehrer gelten. 

3. Im $ 2 werden die Worte „im Sinne 
des § 1 Absätze 1 und 3“ durch die Worte 
„im Sinne des § 1 Absätze 1, 3 und 4 “ 
ersetzt. 


4. Im § 3 werden die Worte „im Sinne 
des § 1 Absätze 1 und 3“ durch die Worte 
„im Sinne des § 1 Absätze 1, 3 und 4“ 
ersetzt. 


Bundesminister für Vertriebene Richt- 
linien über den Nachweis und die Be- 
scheinigung der Heimkehrereigenschaft 
erlassen. 

2. unverändert 


3. § 2 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

(1) Die Worte „im Sinne des § 1 
Absätze 1 und 3“ werden durch die 
Worte „im Sinne des § 1 Absätze 1, 
3 und 4“ ersetzt. 

(2) Hinter dem Wort „Bundes- 
gebiet“ werden die Worte „oder im 
Lande Berlin“ eingefügt. 

(3) Die Zahl „150“ wird durch die 
Zahl „200“ ersetzt. 

(4) Als Absatz 2 wird folgendes an- 
gefügt: 

(2) Heimkehrer im Sinne des § 1 
Absatz 4, die nach dem 30. No- 
vember 1949 im Bundesgebiet oder 
im Lande Berlin aufgenommen 
worden sind, erhalten ein Ent- 
lassungsgeld von 200 Deutschen 
Mark. 

4. § 3 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

(1) Die Worte „im Sinne des § 1 
Absätze 1 und 3“ werden durch die 
Worte „im Sinne des § 1 Absätze 1, 
3 und 4“ ersetzt. 

(2) Hinter dem Wort „Bundes- 
gebiet“ werden die Worte „oder im 
Lande Berlin“ eingefügt. 

(3) Die Zahl „250“ wird durch die 
Zahl „300“ ersetzt. 

(4) Als Absatz 2 wird folgendes 
eingefügt: 

(2) Heimkehrer im Sinne des § 1 
Absatz 4, die nach dem 30. No- 
vember 1949 im Bundesgebiet oder 
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5. Im § 5 wird folgender Absatz 3 an- 
gefügt: 

(3) Von den mit öffentlichen Mit- 
teln gemäß § 3 Absatz 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes des Bundes 
vom 24. April 1950 (BGBl. S. 83) ge- 
förderten Wohnungen ist ein von den 
Obersten Landesbehörden zu bestim- 
mender für die Unterbringung aus- 
reichender Vomhundertsatz Heim- 
kehrern vorzubehalten, die seit dem 
1. Januar 1948 entlassen worden sind. 
Bei der Zuteilung dieses 
Wohnraumes sind die Heim- 
kehrer ohne Rücksicht auf 
ihren derzeitigen Aufent- 
haltsort zu bevorzugen, 
denen dadurch erstmals 
die Aufnahme einer stän- 
digen beruflichen Beschäf- 
tigung oder selbständigen 
Tätigkeit ermöglicht wird. 
Die Vorschriften des So forthilf ege- 
gesetzes zur Milderung dringender so- 
zialer Notstände (Soforthilfegesetz) 
vom 8. August 1949 JWiGBl. S. 205) 
bleiben unberührt. 


6. (1) Abschnitt III erhält folgende Über- 
schrift: 


Bes ch lüsse des 26. Ausschusses 

im Lande Berlin aufgenommen 
worden sind, erhalten unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 eine 
Übergangsbeihilfe im Werte von 
300 Deutschen Mark. 

(5) Der bisherige Absatz 2 wird 
Absatz 3. 

5. In § 5 werden folgende Absätze 3 und 4 
angefügt: 

(3) Von den mit öffentlichen 
Mitteln gemäß § 3 Absatz 1 des 

Ersten Wohnungsbaugesetzes des 
Bundes vom 24. April 1950 (BGBl. 
S. 83) geförderten Wohnungen ist ein 
von den Obersten Landesbehörden zu 
bestimmender für die Unterbringung 
ausreichender Vomhundertsatz Heim- 
kehrern vorzubehalten, die seit dem 
1. Januar 1948 entlassen worden sind. 
Die Vorschriften des Soforthilfegesetzes 
zur Milderung dringender sozialer 
Notstände (Soforthilfegesetz) vom 
8. August 1949 (WiGBl. S. 205) 
bleiben unberührt. 


(4) Bei der Zuteilung von Wohn- 
raum sind die Heimkehrer ohne 
Rücksicht auf ihren derzeitigen 
Aufenthaltsort zu bevorzugen, denen 
dadurch erstmals die Aufnahme einer 
ständigen beruflichen Beschäftigung 
oder selbständigen Tätigkeit er- 
möglicht wird. 

6. (1) Abschnitt III erhält folgende Über- 
schrift: 

Sicherung des früheren Arbeits- 
verhältnisses. Kündigungsschutz. 

Zulassung zu freien Berufen. 


Sicherung des früheren Arbeits- 
verhältnisses. Kündigungsschutz. 
Zulassung zu freien Berufen, 


(2) In § 7 werden hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ die Worte „oder in das 
Land Berlin“ eingefügt. 
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( 2 ) Hinter § 7 wird folgender § 7 a 
eingefügt: 

§ 7 a 

Soweit für die Ausübung 
von freien Berufen eine 
Zulassung erforderlich ist, 
muß sie erteilt werden, 
wenn der Heimkehrer im Gebiete 
des Deutschen Reiches bereits zur 
Ausübung sein e s Berufes zuge- 
lassen war. Gebühren dürfen aus 
diesem Anlaß nicht erhoben 
werden. 


(3) Hinter § 7 werden folgende 

§§ 7 a und 7 b eingefügt: 

S 7a 

(1) Heimkehrer, die vor ihrer 
Einberufung oder Internierung im 
Gebiet des Deutschen Reiches zur 
Ausübung eines freien Berufes be- 
reits zugelassen waren, bedürfen 
einer neuen Zulassung nicht. Ge- 
bühren für die Ausstellung etwa 
erforderlicher neuer Urkunden dür- 
fen nicht erhoben werden. 

(2) Auf Notare findet Absatz 1 
entsprechende Anwendung. 

§ 7b 

Heimkehrer, die vor ihrer Einbe- 
rufung oder Internierung als Ärzte, 
Zahnärzte oder Dentisten zur 
Kassenpraxis nach deutschen Vor- 
schriften zugelassen waren, gelten 
weiterhin als zur Kassenpraxis zu- 
gelassen. Sie haben sich, sofern sie 
inzwischen noch nicht wieder zur 
Kassenpraxis zugelassen sind, inner- 
halb einer Frist von 3 Monaten 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Ergänzung und Änderung des 
Heimkehrergesetzes bei dem für 
ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt zuständigen Zulassungs- 
ausschuß oder der diesem ent- 
sprechenden Stelle zur Wiederauf- 
nahme der Kassenpraxis zu mel- 
den. Für Heimkehrer, die nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Ergänzung und Änderung des 
Heimkehrergesetzes im Bundes- 
gebiet und im Lande Berlin Aufent- 
halt nehmen, beginnt die Frist mit 
der ersten polizeilichen Anmeldung 
im Bundesgebiet oder im Lande 
Berlin. Es ist ihnen unverzüglich 
ein Tätigkeitsbereich zuzuweisen, 
ohne Rücksicht auf die Zahl der im 
Zulassungsbezirk bereits Zuge- 
lassenen und ohne Anrechnung auf 
die Verhältniszahl. Gegen die Fest- 
setzung des Tätigkeitsbereiches 
kann der Heimkehrer von den für 
das Zulassungsverfahren vorge- 
sehenen Rechtsmitteln Gebrauch 
machen. 
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Ent w u r f 

7. (1) Abschnitt IV erhält folgende Über- 
schrift: 

Arbeitsvermittlung. Einstellung 
in den öffentlichen Dienst. 

Berufsfürsorge. 

(2) Hinter § 9 wird folgender § 9 a ein- 
gefügt: 

§ 9a 

Im öffentlichen Dienst sind Heim- 
kehrer im Sinne des § 1 Absatz 1, 
die seit dem 1. Januar 1948 ent- 
lassen sind, vor anderen Bewerbern 
gleicher Eignung bevorzugt 
einzustellen. Die Einstellung erfolgt 
nach Richtlinien, die für die Bundes- 
behörden und -betriebe und bundes- 
unmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts der Bundesminister des Innern 
mit Zustimmung des Bundesministers 
der Finanzen, im übrigen die Obersten 
Landesbehörden erlassen. 

8. In § 10 Absatz 2 Satz 1 werden hinter 
dem Worte „Heimkehrern,“ die Worte 
„die sich mindestens zwei Jahre in 
fremdem Gewahrsam befanden und“ 
eingefügt. 

9. § 19 erhält folgende Fassung: 

(1) Außer der Arbeitslosenunter- 
stützung nach diesem Gesetz können 
dem Heimkehrer Mietzuschlag und 
Sonderbeihilfe gewährt werden. Die 
Vorschriften über Arbeitslosenfür- 
sorge sind entsprechend anzuwenden. 
Dabei bleiben Einnahmen des Heim- 
kehrers und seiner Angehörigen so- 
wie ein kleines Vermögen bei der 
Prüfung, ob Bedürftigkeit oder ein 
Notstand vorliegt, außer Betracht, so- 
weit sie einen durch Rechts- 
verordnung der Bundes- 
regierung zu bestimmen- 
den Betrag nicht übersteigen. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

7. (1) Abschnitt IV erhält folgende Über- 
schrift: 

Arbeitsvermittlung. Einstellung 
in den öffentlichen Dienst. 

Berufsfürsorge. 

(2) Hinter § 9 wird folgender ^ 9a ein- 
gefügt: 

§ 9a 

Im öffentlichen Dienst sind Heim- 
kehrer im Sinne des § 1 Absatz 1, die 
seit dem 1. Januar 1948 entlassen sind, 
vor anderen Bewerbern bei Vorliegen 
entsprechender fachlicher Voraus- 
setzung bevorzugt einzustellen. Die 
Einstellung erfolgt nach Richtlinien, 
die für die Bundesbehörden und -be- 
triebe und bundesunmittelbaren 
Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts der 
Bundesminister des Innern mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der 
Finanzen, im übrigen die Obersten 
Landesbehörden erlassen. 

8. In § 10 Absatz 2 Satz 1 werden hinter 
dem Worte „Heimkehrern“, die Worte 
„die sich mindestens zwei Jahre in 
fremdem Gewahrsam befanden, nach 
dem 8. Mai 1946 zurückkehrten und“ 
eingefügt. 

9. § 19 erhält folgende Fassung: 

§ 19 

(1) Außer der Arbeitslosenunter- 
stützung nach diesem Gesetz können 
dem Heimkehrer Mietzuschlag und 
Sonderbeihilfe gewährt werden. Die 
Vorschriften über Arbeitslosenfür- 
sorge sind entsprechend anzuwenden. 
Dabei bleiben Einnahmen des Heim- 
kehrers und seiner Angehörigen bei 
der Prüfung, ob Bedürftigkeit oder 
ein Notstand vorliegt, außer Betracht, 
soweit die gesamten Bezüge des 
Heimkehrers und seiner Angehörigen 
das Zweifache des Örtlich maßgeben- 
den Richtsatzes der öffentlichen Für- 
sorge einschließlich etwaiger Teue- 
rungszulagen zusätzlich des einfachen 
Betrages der Mietbeihilfe nicht über- 
steigen. Das Gleiche gilt für ein 
kleineres Vermögen im Sinne des § 3 
der Verordnung über den Ersatz von 
Fürsorgekosten vom 30. Januar 1951 
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(2) Erhalten Angehörige des Heim- 
kehrers, d i e mit ihm im . gemein- 
samen Haushalt wohnen, Arbeitslosen- 
fürsorge, so bleiben das Arbeitseinkom- 
men oder Bezüge aus öffentlichen 
Mitteln, die der Heimkehrer für seine 
Person erhält, für insgesamt 2 6 
Wochen bei der Prüfung der Bedürf- 
tigkeit und bei der Anwendung von 
Anrechnungsvorschriften bei den An- 
gehörigen außer Betracht. Die Schon- 
frist von sechsundzwanzig Wochen 
beginnt mit dem Tage, für den der 
Heimkehrer erstmals nach der Entlas- 
sung Arbeitseinkommen oder Bezüge 
aus öffentlichen Mitteln erhält. 


10. Hinter § 23 wird folgender § 23 a ein- 
gefügt: 

§ 23 a 

Der in § 23 Absatz 4 für die Be- 
messung der Barleistungen vorge- 
sehene Grundlohn gilt unter den in 
§ 23 Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen auch für die Heimkehrer, 
die zwar nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften einen Anspruch auf 
Krankenhilfe haben, jedoch Bar- 


Beschlüsse des 26, Ausschusses 

(BGBl. I S. 154) mit der Maßgabe, daß 
die unter Buchstabe a) genannten Be- 
träge zu verdoppeln sind. 

(2) Erhalten Angehörige des Heim- 
kehrers, auch wenn sie mit ihm im ge- 
meinsamen Haushalt wohnen, Arbeits- 
losenfürsorge, so bleiben das Arbeits- 
einkommen oder Bezüge aus öffent- 
lichen Mitteln, die der Heimkehrer für 
seine Person erhält, für insgesamt 
sechsundzwanzig Wochen bei der Prü- 
fung der Bedürftigkeit und bei der 
Anwendung von Anrechnungs Vorschrif- 
ten bei den Angehörigen außer Betracht. 
Die Schonfrist von sechsundzwanzig 
Wochen beginnt mit dem Tage, für den 
der Heimkehrer erstmals nach der Ent- 
lassung Arbeitseinkommen oder Be- 
züge aus öffentlichen Mitteln erhält. 

9 a. In § 21 werden hinter dem Wort „Bun- 
desgebiet" die Worte „oder im Lande 
Berlin" eingefügt. 

9 b. (1) In § 23 Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Bundesgebiet" die Worte „oder 
im Lande Berlin" eingefügt. 

(2) In § 23 Absatz 5 wird folgender 
Satz angefügt: 

Wird ein Heimkehrer während des 
Bezuges von Kassenleistungen nach 
diesem Gesetz Mitglied einer an- 
deren gesetzlichen Krankenkasse, so 
findet § 212 Absatz 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung entsprechende An- 
wendung. 

(3) In § 23 wird folgender Absatz 6 
angefügt: 

(6) Ansprüche auf Grund der Ab- 
sätze 1 bis 5 können im Rechtsmittel- 
verfahren der Reichsversicherungsord- 
nung verfolgt werden. 

10. Hinter § 23 wird folgender § 23 a ein- 
gefügt: 

§ 23 a 

Der in § 23 Absatz 4 für die Be- 
messung der Barleistungen vorge- 
sehene Grundlohn gilt unter den in 
§ 23 Absatz 1 genannten Voraus- 
setzungen auch für die Heimkehrer, 
die zwar nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften einen Anspruch auf 
Krankenhilfe haben, jedoch Bar- 
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leistungen nach einem niedrigeren 
Grundlohn erhalten. § 189 der Reichs- 
versicherungsordnung bleibt unbe- 
rührt. 


11. Abschnitt VII erhält folgende Über- 
schrift: 

Sonstige Vorschriften 


12. Hinter § 26 werden folgende §§ 26 a 
und 26 b eingefügt: 

§ 26 a 

(1) Ist ein Heimkehrer zu regel- 
mäß ig wie derkehrenden Leistungen 
verpflichtet, so können auf seinen An- 
trag die während der Dauer seiner 
Kriegsgefangenschaft oder Internie- 
rung und die während der ersten sechs 
Monate seit der Entlassung fällig ge- 
wordenen Leistungen im Wege rich- 
terlicher Vertragshilfe gestundet, her- 
abgesetzt oder erlassen werden, wenn 
und soweit die fristgemäße, die volle 
oder die teilweise Leistung dem Heim- 
kehrer nicht zugemutet werden kann. 

(2) Hat ein Dritter die dem Heim- 
kehrer obliegenden Leistungen ganz 
oder teilweise bewirkt, so ist Absatz 1 
auch auf die Verbindlichkeit des 
Heimkehrers dem Dritten gegenüber 
anzuwenden. 
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leistungen entweder nicht, oder nach 
einem niedrigeren Grundlohn er- 
halten. § 189 der Reichsversicherungs- 
ordnung bleibt unberührt. 

10 a. In § 24 wird als Absatz 4 angefügt: 

(4) Ist ein Internierter (§ 1 Ab- 
satz 3) während der Internierung oder 
vor Ablauf der im § 1 Abatz 3 be- 
zeichneten Frist verstorben, so gelten 
die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 
auch füf Renten an seine Hinterblie- 
benen, sofern sie zur Zeit des Todes 
des Internierten im Bundesgebiet oder 
im Lande Berlin wohnten oder dort 
innerhalb von 2 Monaten nach dem 
Tode oder nach Bekanntwerden des 
Todes Aufenthalt genommen haben 
oder nehmen. Die Wartezeit gilt als 
erfüllt, wenn der Tod des Internierten 
infolge einer während der Internie- 
rung erlittenen Gesundheitsschädigung 
eingetreten ist. 

11. (1) Abschnitt VII erhält folgende Über- 
schrift: 

Sonstige Vorschriften 

(2) In § 26 Absatz 3 werden hinter 
dem Wort „Bundesgebiet“ die Worte 
„oder im Lande Berlin“ eingefügt. 

12. Hinter § 26 werden folgende §§ 26 a 
und 26 b eingefügt: 

§ 26a 

unverändert 
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Entwurf 

(3) Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften der Achtundzwanzigsten 
Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz. 

S 26b 

(1) Auf Angehörige der Personen, 
die außerhalb des Bundesgebietes in- 
terniert sind, findet das Gesetz über 
die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen vom 13. Juni 
1950 (BGBl. S. 204) entsprechende 
Anwendung, wenn sie befugt ihren 
ständigen Wohnsitz im Bundesgebiet 
haben. 

(2) Im übrigen kann die Unterhalts- 
beihilfe nach dem Gesetz über die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von 
Kriegsgefangenen vom 13. Juni 1950 
(BGBl. S. 204) längstens auf die 
Dauer von sechs Monaten nach der 
Heimkehr weitergeführt werden, 
wenn die anspruchsberechtigten An- 
gehörigen mit dem Heimkehrer im 
gemeinsamen Haushalt wohnen und 
die Entziehung dieser Bezüge eine un- 
billige Härte bedeuten würde. 

13. Hinter § 27 werden folgende §§ 27 a 
und 27 b eingefügt: 

§ 27 a 

( 1 ) Verlegen Kriegsgefangene oder 
Internierte, deren Heimkehrereigen- 
schaft in Berlin (West) anerkannt ist, 
befugt ihren Wohnsitz in das Bundes- 
gebiet, so ist die Anwendung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes auf diese 
Heimkehrer davon abhängig, daß das 
Land Groß-Berlin (West) eine gleich- 
artige gesetzliche Regelung trifft und 
für Heimkehrer, deren Heimkehrer- 
eigenschaft im Bundesgebiet aner- 
kannt ist und die ihren Wohnsitz nach 
Berlin (West) verlegen, Leistungen 
unter den gleichen Voraussetzungen 
und in gleicher Weise wie den eigenen 
deutschen Bewohnern gewährt. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit 
stellt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen fest, ob und 
wann die Voraussetzungen für die 
Gleichstellung der Bewohner von Ber- 
lin (West) im Sinne des Absatzes 1 
vorliegen. 
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§ 26b 

(1) Auf Angehörige der Personen, 
die außerhalb des Bundesgebietes und 
des Landes Berlin interniert sind, 
findet das Gesetz über die Unterhalts- 
beihilfe für Angehörige von Kriegs- 
gefangenen vom 13. Juni 1950 (BGBl. 
S. 204) entsprechende Anwendung, 
wenn sie befugt ihren ständigen 
Wohnsitz im Bundesgebiet oder im 
Lande Berlin haben. 

(2) unverändert 


13. Hinter § 27 werden folgende §§ 27 a 
und 27b eingefügt: 

'§ 27a 

Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß Ar- 
tikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung 
die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schließt und die Verpflichtungen über- 
nimmt, die nach diesem Gesetz den 
Ländern obliegen. 
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Entwurf 

(3) Eine Verrechnung des Aufwan- 
des zwischen dem Bund und dem 
Land Groß-Berlin (West) findet nicht 
statt. 

§ 27 b 

Leistungen, die Heimkehrer in Ber- 
lin (West) bereits erhalten haben, 
werden auf gleichartige Leistungen nach 
diesem Gesetz angerechnet. 


14. Hinter § 28 wird folgender § 28 a ein- 
gefügt: 

§ 28 a 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus 
den Vorschriften des Ab- 
schnittes I und der Ab- 
schnitte IV bis VI unbillige 
Härten ergeben, kann der Bundes- 
minister für Arbeit Leistungen nach 
diesem Gesetz ganz oder teilweise zu- 
lassen. 

Artikel II 

(1) Artikel I Nr. 1 Absätze 1 bis 4 sowie 
Nrn. 2, 3 und 10 treten mit dem 1. April 1950 
in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 


(2) Die Fristen des § 22 Absatz 1 und des 
§ 23 Absatz 2 des Heimkehrergesetzes und 
des § 7 Absatz 2 der Durchführungsverord- 
nung hierzu beginnen für Heimkehrer im 
Sinne des § 1 Absatz 4 des Heimkehrerge- 
setzes mit der Verkündung dieses Gesetzes, 
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§ 27b 

Leistungen, die Heimkehrer im 
Lande Berlin oder in den Ländern des 
Bundesgebietes bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes im Lande Berlin be- 
reits erhalten haben, werden auf 
gleichartige Leistungen angerechnet. 

14. Hinter § 28 wird folgender § 28 a ein- 
gefügt: 

§ 28 a 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus 
der Anwendung dieses Gesetzes un- 
billige Härten ergeben, kann der Bun- 
desminister für Arbeit, im Falle des 
§ 26 b der Bundesminister für Ver- 
triebene Leistungen nach diesem Ge- 
setz ganz oder teilweise zulassen. 


Artikel II 

(1) Artikel I Nr. 1 Absätze 1 bis 4 sowie 
Nrn. 2 und 10 treten mit dem 1. April 1950 
in Kraft. Nr. 3 und 4 treten für Heimkehrer 
im Sinne des § 1 Absatz 4 mit dem 1. April 
1950 in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Fristen des § 22 Absatz 1 und des 
§ 23 Absatz 2 des Heimkehrergesetzes und 
des § 7 Absatz 2 der Durchführungsverord- 
nung hierzu beginnen für Heimkehrer im 
Sinne des § 1 Absatz 4 des Heimkehrer- 
gesetzes mit der Verkündung dieses Gesetzes. 
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